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Belange der Raumordnung 

Nach § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll bei der Aufstellung von Bauleitplänen mit Grund 
und Boden sparsam umgegangen werden, wobei zur Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Ent-
wicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sind. 

Mit der neu gefassten Vorschrift des § 1a Abs. 2 BauGB verlangt der Gesetzgeber 
eine intensivere Auseinandersetzung mit dem Thema des Flächenverbrauchs als bis-
her. Insbesondere muss der Forderung „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ in 
den Bauleitplänen Rechnung getragen werden. Dies steht auch im Einklang mit dem 
Plansatz 3.1.9 Z 1 des Landesentwicklungsplans 2002, wonach die Möglichkeiten der 
Verdichtung und Arrondierung zu nutzen sowie Baulücken und Baulandreserven zu 
berücksichtigen sind. 

Weiterhin hat das Wirtschaftsministerium zur Sicherstellung einer sparsamen und 
schonenden Flächeninanspruchnahme bei der Flächennutzungsplanung und der Be-
bauungsplanung „Hinweise für die Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnach-
weise im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach § 6 BauGB und nach § 10 
Abs. 2 BauGB“ erstellt. Seit 15.02.2017 liegt eine fortgeschriebene Fassung dieses 
Hinweispapiers vor. In ihm wurden die bereits bisher für eine sparsame Flächeninan-
spruchnahme bei der Bauleitplanung zu beachtenden Bestimmungen zusammenge-
fasst und präzisiert. 

Die Vorgabe eines sorgsamen Umgangs mit Flächenneuausweisungen bezieht sich 
auch auf die Ausweisung von gewerblichen Bauflächen. Ein pauschaler Flächenan-
satz, der sich ähnlich wie bei den Wohnbauflächen berechnen lässt, ist wegen der 
Differenziertheit gewerblicher Ansprüche nicht möglich. Der erforderliche Gewerbeflä-
chenbedarf muss daher für jede Gemeinde bzw. für die Einzelflächen nachvollziehbar 
dargestellt und begründet werden. 

Der rund 600 Einwohner zählenden Gemeinde Altheim ist keine zentralörtliche Funk-
tion zugewiesen. Damit ist der Bedarf für eine entsprechende Flächenausweisung 
detailliert zu belegen, wobei die Ausweisung neuer Gewerbeflächen nur für den Er-
weiterungsbedarf der im Ort bereits ansässigen Firmen vorzusehen ist. Vor diesem 
Hintergrund erscheint die Ausweisung eines rund 4,5 ha großen Gewerbegebiets 
(Bebauungsplan und FNP-Änderung) als überdimensioniert. Es wird eine deutliche 






